
Nachschlagewerk: ja

BGHZt nein

BGB § 167

Formvorschriften der Gemeindeordnungen, die von den Vertre­
tern der Gemeinden beim Abschluß von Verträgen beachtet 
werden müssen, sind materielle Vorschriften über die Be­
schränkung der Vertretungsmacht.

BGB § 242 Ca

Eine Gemeinde kann sich ausnahmsweise dann nicht auf einen 
Verstoß gegen die Formvorschriften der Gemeindeordnung be­
rufen, wenn das nach der Gemeindeordnung für die Willens­
bildung zuständige Organ den Abschluß des Verpflichtungsge­
schäfts gebilligt hat.

BGB §§ 133 B, 157 B

Bei der Vertragsauslegung geht: ein übereinstimmender Wille 
der Parteien eiern Wortlaut des Vertrages und jeder anderwei­
tigen Interpretation vor.
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die
mündliche Verhandlung vom 20. Januar 1994 durch die Richter
Bllesener, Dr. Thode, Dr. Haß, Hausmann und Dr. Wiebel

für Recht erkannt:

A’.r. die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Frankfurt am Main vom 9. Juli 1992 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten des Revisions­
verfahrens, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.
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Tatbestand:

Die Klägerin, die Schwester des Architekten Dr. P.,
verlangt aus abgetretenem Recht Architektenhonorar für er­
brachte und für nicht ausgeführte Architektenleistungen,

Im Jahre 1986 bewarben sich die Architekten Dr. P. und 
H. um die von der Beklagten geplante Sanierung des Projek­
tes "Amthof" in Bad C.. In ihrem Angebotsschreiben vom 
4. März 1986, das sie als Architektengemeinschaft abgaben, 
teilten sie mit, daß "der Schwerpunkt des Büros P. ... die 
planerische Gestaltung und Ausführung sein" würde und daß 
das "Büro H. ... vorrangig Ausschreibungsleistung und Ob­
jektbetreuung (Bauleitung) erbringen" würde. Aufgrund eines 
Magistratsbeschlusses erteilte der Bürgermeister der Be­
klagten der Architektengemeinschaft mündlich den Sanie­
rungsauftrag, Im Anschluß an die Auftragserteilung kam es 
zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Architek­
ten der Architektengemeinschaft, weil der Architekt H. die 
Leistungsphase 5 für sich beanspruchte.

Mit Schreiben vom 15. Mai 1986 bat Dr. P. die Beklagte 
um einen Direktauftrag für die Leistungsphasen 1 bis 5. 
Nachdem die Architekten sich nicht einigen konnten und meh­
rere Verhandlungen mit der Beklagten zu keiner Klärung ge­
führt hatten, unterbreitete Dr. P. der Beklagten auf deren 
Bitte mit Schreiben vom 1. September 1986 vier Lösungsmög- 
lichkelten zur Beilegung des Konfliktes. Aufgrund eines Ma­
gistratsbeschlusses teilte die Beklagte Dr. p. mit Schrei­
ben vom 7. November 1986 mit, daß ihm für den ersten Bauab-
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schnitt des Sanierungsvorhabens die Grundlagenermittlung, 
Vorplanung, Entwurfsplanung und Genehmigungsplanung abzüg­
lich der Kostenschätzung bzw. des Kostenvoranschlages und
daß dem Architekten H. die restlichen Leistungen nach der 
HOAI übertragen werden. Den mit der Bitte um Unterzeichnung 
gleichzeitig übersandten Architektenvertrag unterschrieb 
Dr. P. nicht.

Mit Schreiben vom 13. Juli 1987 kündigte die Beklagte 
Dr. P. Honorarzahlungen für erbrachte Leistungen an und er­
klärte, daß mit der Abrechnung und Auszahlung des Honorars 
das Vertragsverhältnis zwischen ihr und Dr. P. beendet sei. 
Dr. P. widersprach dieser Rechtsarisicht der Beklagten und 
erklärte, daß der ursprünglich mündlich erteilte Auftrag 
Bestand habe.

Die Klägerin, die sich die Honoraransprüche von Dr. P. 
durch Vertrag vom 27. Mai 1987 hat abtreten lassen, hat mit 
ihrer Klage Resthonoraransprüche für erbrachte Leistungen 
in Höhe von 46.038 DM und für nicht erbrachte Leistungen 
von 118.839,57 DM nebst Zinsen geltend gemacht. Die Beklag­
te hat die Klagforderung im Hinblick auf erbrachte Leistun­
gen in Höhe von 4.859,25 DM anerkannt.

Das Landgericht hat die Beklagte durch Teilurteil zur 
Zahlung des anerkannten Betrages verurteilt und die Klage 
hinsichtlich eines Teilbetrages für erbrachte Leistungen in 
Höhe von 9.718,50 DM sowie hinsichtlich des Honorars für 
nicht erbrachte Leistungen in Höhe von 118.839,52 abgewie­
sen. Im übrigen hat es die Entscheidung über die restlichen 
Honorarforderungen für erbrachte Leistungen dem Schlußur-
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teil Vorbehalten. Das Berufungsgericht hat der Klägerin für 
erbrachte Leistungen weitere 8.151 DM nebst Zinsen zuge­
sprochen und im übrigen das landgerichtliche Urteil bestä­
tigt. Mit ihrer Revision erstrebt die Klägerin die Verur­
teilung der Beklagten zur Zahlung des Honorars für nicht 
erbrachte Leistungen in Höhe von 118.839,57 DM nebst 
Zinsen.

Entscheldungscrründe:

Die Revision der Klägerin hat Erfolg, sie führt zur 
Aufhebung und Zurückverweisung.

I.

1. Das Berufungsgericht hat die Frage, ob der ursprüng­
liche Architektenvertrag wirksam zustande gekommen ist, mit 
folgenden Erwägungen dahinstehen lassen:

Die Beklagte habe den beiden Architekten als Architek­
tengemeinschaft auf der Grundlage eines Magistratsbeschlus­
ses einen Gesamtauftrag über die Sanierung des Amthofes er­
teilt. Ob die mündliche Auftragserteilung im Hinblick auf 
§71 Abs. 2 Satz 1 der Hessischen Gemeindeordnung ausrei­
che, oder ob es der Beklagten nach § 242 BGB verwehrt sei, 
sich auf die fehlende Schriftform zu berufen, könne dahin-
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stehen, weil ein möglicherweise entstandener Anspruch auf" 
grund des späteren Änderungsvertrages nicht bestehe.

2. Die Frage der Wirksamkeit des ursprünglichen Archi­
tektenvertrages kann hier nicht dahinstehen, weil die Auf­
fassung des Berufungsgerichts, die Beklagte habe einen Än­
derungsvertrag geschlossen, durch den Dr. P. auf einen mög­
licherweise entstandenen Honoraranspruch verzichtet hat, 
der rechtlichen Nachprüfung aufgrund der bisher getroffenen 
Feststellungen nicht standhält (III).

a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofes handelt es sich bei den Formvorschriften der 
Gemeindeordnung, die die Vertreter der Gemeinden beim Ab­
schluß von Verträgen beachten müssen, um materielle Vor­
schriften über die Beschränkung der Vertretungsmacht, die 
dem Schutz der öffentlich-rechtlichen Körperschaften und 
ihrer Mitglieder dienen (Senat Urteil vom 2. März 1972 
- VII ZR 143/70 = NJW 1972, 940, 941; BGH Urteil vom 
16. November 1978 - III ZR 81/77 « NJW 1980, 117, 118; all­
gemein zu den Kompetenzvorschriften der Gemeindeordnung 
vgl. BGH Urteil vom 8 . Juli 1986 - VI ZR 18/85 = NJW 1986, 
2939, 2940 = WM 1986, 1106 * WuB IV A § 89 BGB 1.87 van 
Look; Senat Urteil vom 11. Juni 1992 - VII ZR 110/91 =
ZfBR 1992, 269, 270 = BauR 1992, 761, 762; HdB, priv. BauR 
(Kleine-Möller) § 6 Rdn. 68 bis 70). Im Hinblick auf diese 
Schutzfunktion kann sich der Vertragspartner einer öffent­
lich-rechtlichen Körperschaft nur unter besonderen Umstän­
den nach § 242 BGB darauf berufen, der Einwand der öffent­
lich-rechtlichen Körperschaft, ihre Verpflichtungserklärung 
sei wegen eines Verstoßes gegen die Formvorschriften der
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Gemeindeordnung unwirksam» verstoße gegen den Grundsatz der 
unzulässigen Rechtsübung (BGH Urteil vom 16. November 1978 
- Ill ZR 81/77 aaO; HdB. priv. BauR (Kleine-Möller) § 6 
Rdn, 70 f).

Einen derartigen Ausnahmefall hat der Bundesgerichtshof 
unter anderem dann angenommen» wenn der mit der Formvor­
schrift bezweckte Schutz deshalb bedeutungslos geworden 
ist, weil das nach der Gemeindeordnung für die Willensbil­
dung zuständige Organ der öffentlich-rechtlichen Körper­
schaft den Abschluß des Verpflichtungsgeschäftes gebilligt 
hat (BGH Urteil vom 8. Juni 1973 - V ZR 72/72 = NJW 1973, 
1494, 1495).

b) Der ursprüngliche Vertrag zwischen der Beklagten und
der Architektengemeinschaft ist als wirksam anzusehen, ob­
wohl er der Schriftform des § 71 Abs» 2 der Hessischen Ge­
meindeordnung nicht genügt. Die besonderen Voraussetzungen, 
die es rechtfertigen, der Beklagten die Berufung auf die 
fehlende Schriftform zu verwehren, liegen nach den Fest­
stellungen des Berufungsgerichts vor. Die zuständige Ge­
meindevertretung hat vor der Erteilung des Auftrags an die 
Architektengemeinschaft den Vertragsabschluß beschlossen. 
Sie hat diesen Beschluß später mittelbar dadurch bestätigt, 
daß sie der von der Beklagten geplanten Änderung des ur­
sprünglich abgeschlossenen Vertrages zugestimmt hat.



1. Das Berufungsgericht hat zum Inhalt des ursprünglich 
abgeschlossenen Architektenvertrages im wesentlichen fol­
gendes ausgeführt:

Es könne dahinstehen, ob durch den Vertrag vom 4. März
1986 eine funktionelle Aufgabenverteilung vereinbart worden 
sei und ob der Architekt Dr. P. berechtigt sei, sein Hono­
rar für nicht erbrachte Leistungen ohne Zustimmung des Ar­
chitekten H. geltend zu machen, weil ein derartiger An­
spruch aufgrund des Änderungsvertrages zwischen Dr. P. und 
der Beklagten nicht mehr bestehe.

2. Im Hinblick auf die vom Berufungsgericht vertretene 
Ansicht, Dr. P. und die Beklagte hätten den ursprünglichen 
Architektenvertrag durch einen Änderungsvertrag für die Zu­
kunft aufgehoben, sind diese Erwägungen folgerichtig. Die 
vom Berufungsgericht nicht geklärten Rechtsfragen sind al­
lerdings entscheidungserheblich, weil die Annahme eines Än­
derungsvertrages mit Aufhebungswirkung durchgreifenden 
rechtlichen Bedenken begegnet (III.).

a) Der Senat kann den ursprünglichen Vertrag nicht ab­
schließend selbst auslegen, weil nicht auszuschließen ist, 
daß zum Inhalt des Vertrages weitere tatsächliche Feststel­
lungen zu erwarten sind. Das Berufungsgericht wird bei sei­
ner erneuten Verhandlung folgende Erwägungen zu berücksich­
tigen haben:
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Die in dem Angebotsschreiben der beiden Architekten vom 
4. März 1986 enthaltene funktionelle Aufteilung spricht da­
für , daß die beiden Architekten jedenfalls intern ihre Auf­
gaben nach Leistungsphasen und das Honorar entsprechend 
aufteilen wollten. Die anschließende Auseinandersetzung der 
beiden Architekten über die Zuordnung der Leistungsphase 5 
und der Umstand, daß die Beklagte mit Zustimmung des Archi­
tekten H. dem Architekten Dr. P. das Honorar für erbrachte 
Leistungen direkt ausgezahlt hat, spricht dafür, daß entge­
gen dem Wortlaut des Angebots vom 4. März 1986 keine Aufga­
benverteilung nach Schwerpunkten mit möglichen Überschnei­
dungen gemeint war, sondern eine ausschließliche Funk- 
tions-, Aufgaben- und Honoraraufteilung nach den im Angebot 
angesprochenen Leistungsphasen. Eine derartige Aufgabentei­
lung würde auch einer in der Praxis üblichen Vertragsge­
staltung entsprechen.

Nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofes geht ein überstimmender Wille der Parteien dem Wort­
laut des Vertrages und jeder anderweitigen Interpretation 
vor (BGH Urteil vom 15. März 1978 - VIII ZR 180/76 =
BGHZ 71, 75, 77 f; Urteil vom 5. Oktober 1988 - IVa ZR 
91/87 = NJW 1989, 526, 527, insoweit in BGHZ 105, 250 nicht 
abgedruckt; Senat Urteil vom 30. April 1992 - VII ZR 78/91 
= NJW 1992, 2489 = ZfBR 1992, 218 = BauR 1992, 680).

Nach den bisherigen Feststellungen des Berufungsge­
richts sind keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, daß je­
denfalls die beiden Architekten im Innenverhältnis eine an­
dere Aufgabenverteilung treffen wollten, so daß in der Re­
visionsinstanz zugunsten der Klägerin zu unterstellen ist,
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daß eine eindeutige Aufgaben-, Funktions- und Honorarauf­
teilung vereinbart worden ist. Für die Entscheidung des 
Rechtsstreits kommt es auf die weitere Frage, ob diese Auf­
teilung auch Gegenstand der Vereinbarung zwischen der Ar­
chitektengemeinschaft und der Beklagten war, nicht an, weil 
Dr. P. aus anderen Rechtsgründen berechtigt sein könnte, 
eine etvaige Honorarforderung selbständig ohne Zustimmung 
des Architekten H. gegen die Beklagte geltend zu machen 
(c) .

b) Hinsichtlich der Zuordnung der Leistungsphase 5 zu 
den Aufgaben der beiden Architekten innerhalb der Architek­
tengemeinschaft liegt eine die Revision bindende Auslegung 
des Berufungsgerichts nicht vor, weil das Berufungsgericht 
auch diese Frage offengelassen hat. Das Berufungsgericht 
wird bei seiner erneuten Verhandlung und Entscheidung fol­
gendes zu beachten haben:

Die in dem Angebotsschreiben der Architektengemein­
schaft vom 4. März 1986 enthaltene Aufteilung zwischen pla­
nerischen Gestaltung und Ausführung einerseits und den Aus­
schreibungsunterlagen und der Objektbetreuung andererseits 
spricht dafür, daß Dr. P. die Leistungsphase 1 bis 5 und H. 
die Leistungsphasen 6 bis 9 erbringen sollte. Diese nach 
dem Wortlaut naheliegende Auslegung wird durch den engen 
sachlichen Zusammenhang der Leistungsphasen 1 bis 4 und der 
Leistungsphase 5 bestätigt. Mit dem relativ hohen Honorar­
anteil von 25 % für die Leistungsphase 5 werden wirtschaft­
lich die in den Leistungsphasen 1 bis 4 erbrachten Vorar­
beiten für die Leistungsphase 5 mit abgegolten. Die Zuord­
nung der Leistungsphase 5 zum Aufgabenbereich des Architek-
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ten H, würde zu dem unausgewogenen und wenig interessenge­
rechten Ergebnis führen, daß Dr. P. für seine Leistungen 
der Leistungsphasen 1 bis 4 nur die relativ niedrig bemes­
senen Honoraranteile erhalten würde und daß der Archi­
tekt H. die Leistungen des Dr. P., die dieser für den rela­
tiv geringen Honoraranteil der Leistungsphasen 1 bis 4 er­
bringen muß, übernehmen und den relativ hohen Honoraranteil 
für die Leistungsphase 5 verlangen könnte. Nach den bishe­
rigen Feststellungen des Berufungsgerichts sind keine An­
haltspunkte dafür ersichtlich, daß die beiden Architekten 
eine derartige für Dr. P. wirtschaftlich nachteilige Aufga­
ben- und Honoraraufteilung gewollt und vereinbart haben.

c) Die von dem Berufungsgericht nicht entschiedene Fra­
ge, ob Dr. P. über seine Honorarforderung unabhängig von 
der Zustimmung des Architekten H. verfügen konnte, kann 
ebenfalls nicht offenbleiben. Sie ist, da in der Revisions­
instanz davon auszugehen ist, ein Anderungsvertrag entgegen 
der Ansicht des Berufungsgerichts nicht wirksam zustande 
gekommen ist (III.), entscheidungserheblich für die Sachbe- 
fugnis der Klägerin.

Nach den für die Revision maßgeblichen Feststellungen
des Berufungsgerichts zur Auslegung des ursprünglichen Ver­
trages sprechen gewichtige Anhaltspunkte dafür, daß die 
beiden Architekten mit der Aufgaben- und Honoraraufteilung 
zugleich vereinbart haben, daß jeder von ihnen den ihm zu­
stehenden Honoraranspruch selbständig ohne Zustimmung des 
anderen geltend machen kann. Für diese Auslegung spricht 
vor allem der Umstand, daß die Architektengemeinschaft die 
Aufgabenverteilung und damit mittelbar die Honorarauftei-
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lung in ihrem Angebot gegenüber der Beklagten offengelegt 
haben. Auf die weitere Frage, ob die Aufgaben- und Funk­
tionsaufteilung zwischen den beiden Gesellschaftern auch 
Bestandteil der vertraglichen Vereinbarung zwischen der Ar­
chitektengemeinschaft und der Beklagten geworden ist, kommt 
es in diesem Zusammenhang nicht an.

III.

1. Das BG meint, der Architektenvertrag zwischen der 
Architektengemeinschaft und der Beklagten sei von keiner 
der Parteien gekündigt worden, er sei jedoch durch einen 
Änderungsvertrag in der Weise geändert worden, daß Dr. P. 
Honorarforderungen für nicht erbrachte Leistungen nicht 
mehr zustehen würden:

Der ursprüngliche Architektenvertrag sei durch die spä­
tere Vereinbarung vom 9. September 1986/7. November 1986
geändert worden. Nachdem eine Einigung zwischen Dr. P. und 
H. nicht möglich gewesen sei, hätten beide Architekten der 
Beklagten gegenüber den Wunsch geäußert, daß die gemeinsame 
Beauftragung gelöst werden solle. Das Schreiben des Dr. P. 
vom 1. September 1986, das vier Lösungsvorschläge enthalte, 
sei keine Diskussionsgrundlage für weitere Verhandlungen, 
sondern ein rechtsgeschäftliches Angebot, mit dem der Be­
klagten die Option eingeräumt worden sei, eine der vier Lö­
sungen zu wählen und als Angebot anzunehmen. Dr. P. habe 
auch keinen Vorbehalt für den Fall erklärt, daß die Beklag­
te nicht die aus seiner Sicht allein vernünftige Lösung 
Nr. 4, sondern die für den Architekten H. günstigste Lösung



13

Nr. 1 wählen würde. Ob diese Entscheidung sachdienlich ge­
wesen sei, oder ob sich der Architekt H. gegenüber Dr. P. 
vertragswidrig verhalten habe, sei in diesem Zusammenhang 
unerheblich. Das Angebot des Dr. P. sei durch die Beklagte 
mit ihrem Schreiben vom 7. November 1986 rechtzeitig ange­
nommen worden.

2. Die Erwägungen des Berufungsgerichts, daß der ur­
sprüngliche Architektenvertrag nicht gekündigt worden ist, 
sind rechtlich nicht zu beanstanden. Hingegen begegnen die 
Ausführungen des Berufungsgerichts zu dem Änderungsvortrag 
durchgreifenden rechtlichen Bedenken. Das Berufungsgericht 
hat bei seiner Auslegung die Voraussetzungen eines rechts­
geschäftlichen Angebots und der korrespondierenden Annahme 
verkannt und es hat dadurch gegen die gesetzlichen Ausle­
gungsregeln verstoßen, daß es für die Auslegung wesentliche 
Tatsachen teilweise rechtsfehlerhaft gewürdigt und teilwei­
se nicht berücksichtigt hat.

a) Das Schreiben des Dr. P. vom 1. September 1986 ist 
in sich nicht widerspruchsfrei. Es enthält neben Formulie­
rungen , die auf ein Angebot zur Änderung des ursprünglichen 
Vertrages und zum Abschluß eines neuen Architektenvertrages 
hindeuten, zugleich gewichtige Anhaltspunkte dafür, daß das 
Schreiben als Gesprächsgrundlage zur Beilegung des entstan­
denen Konfliktes dienen sollte. Der Umstand, daß Dr. P. 
vier Lösungsmöglichkeiten unterbreitet hat, die sich in ih­
ren rechtlichen und wirtschaftlichen Konsequenzen für ihn 
grundlegend unterscheiden, spricht gegen die Annahme, daß 
er das Schreiben als rechtsgeschäftliches Angebot mit der 
Konsequenz gewollt hat, daß die Beklagte nach Belieben eine
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Variante auswählen und annehmen konntet. Das gilt vor allem 
für die Lösungsvariante 1» die im Ergebnis zu einem Ver­
zicht des Dr, P. ohne jede Gegenleistung auf den aus seiner 
Sicht durch den ursprünglichen Vertrag begründeten Honorar­
anspruch für nicht erbrachte Leistungen führen würde. Das 
Berufungsgericht hat keine Feststellungen dazu getroffen, 
aus welchen Gründen Dr. P. ohne weitere Verhandlungen auf 
eine etwaige Honorarforderung ohne Gegenleistung verzichten 
wollte. Gegen den Charakter des Schreibens vom 1. September 
1986 als rechtsgeschäftliches Angebot spricht ferner der 
Umstand, daß der ursprüngliche Architektenvertrag nicht von 
Dr. P. allein, sondern nur von der Architektengemeinschaft 
hätte geändert werden können. Es fehlt an jeder Feststel­
lung des Berufungsgerichts, daß es sich bei dem Schreiben 
vom 1. September 1986 um ein gemeinsames Angebot der beiden 
Architekten in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter der Ar™ 
chitektengemeinschaft gehandelt hat.

b) Abgesehen davon ist das Berufungsgericht: in rechts­
irriger Weise davon ausgegangen, daß die Beklagte das 
Schreiben vom 1. September 1986 als rechtsgeschäftliches 
Angebot angesehen und angenommen hat. Das Schreiben der Be­
klagten vom 7. November 1986 enthält keinen Anhaltspunkt 
dafür, daß die Beklagte ein etwaiges Angebot des Dr. P. auf 
Änderung des ursprünglichen Vertrages annehmen wollte; in 
dem Schreiben hat die Beklagte Dr. P. vielmehr den Inhalt 
eines erneuten Magistratsbeschlusses mitgeteilt und ihm ein 
Angebot zum Abschluß eines neuen Architektenvertrages in 
der Weise unterbreitet, daß sie Dr. P. aufgefordert hat, 
das übersandte Exemplar des Architektenvertrages unter­
schrieben zurückzusenden. Dieses Angebot hat Dr. P. nicht
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angenommen. Nach den bisherigen Feststellungen des Beru­
fungsgerichts sind keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, 
daß Dr. P. nach Treu und Glauben dazu verpflichtet gewesen 
wäre, dieses Angebot anzunehmen.

c) Auch das Schreiben der Beklagten an die Klägerin vom 
13. Juli 1987, das vom Berufungsgericht rechtsfehlerhaft 
bei der Auslegung nicht berücksichtigt worden ist, bestä­
tigt, daß die Beklagte selbst nicht davon ausgegangen ist, 
daß der ursprüngliche Vertrag durch einen Änderungsvertrag 
teilweise aufgehoben worden ist. In ihrem schreiben geht 
die Beklagte davon aus, daß die Architektengemeinschaft 
seit dem, 15. Mai 1986 nicht mehr bestehe und daß ihre Ver­
tragsbeziehungen zu Dr. P. mit der Auszahlung des von ihr 
anerkannten Resthonorars beendet worden sei.

IV.

Die Rechtsgrundlage für eine Honorarforderung der Klä­
gerin für nicht erbrachte Leistungen ist § 324 Abs. 1 BGB. 
Die Voraussetzungen liegen hier vor; die Dr. P. obliegenden 
Leistungen sind dadurch unmöglich geworden, daß die Beklag­
te die Leistungen durch Dr. P. abgelehnt hat und sie durch 
eine andere Architektengemeinschaft unter Beteiligung des
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ursprünglichen Mitgesellschafters des Dr, P., des Architek­
ten H., hat erbringen lassen. Für die Berechnung der Höhe 
des Anspruchs gelten im Rahmen des § 324 Abs. 1 BGB die 
gleichen Grundsätze, wie im Rahmen des § 649 BGB.

Bliesener Thode Haß

Hausmann wiebel
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